
Heute und morgen 
stehen die Feuerwehr-
Nasswettkämpfe in 
den Bezirken Bludenz 
und Bregenz auf dem 
Programm. 

Weil 
tatsäch-
lich mit 
Wasser 

gespritzt 
wird, 

wird das 
Kräfte-

messen 
auch als 

Nass-
wett-

kampf 
bezeich-

net.
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Der Juli ist für die Wett­
kampfgruppen der Feu­
erwehren des Landes 

ein stressiger Monat. Denn in 
kurzer Folge stehen die beiden 
wichtigsten Ereignisse des Jah­
res auf dem Programm. Am ers­
ten Wochenende des Monats 
geht traditionell der Landesleis­
tungsbewerb über die Bühne. 
Dort wartet auf den Sieger der 
prestigeträchtige „Goldene 
Helm“. Heute vor zwei Wo­
chen hat sich die Feuerwehr 
Übersaxen diese Trophäe gesi­

Stadttunnel-Streit: Bürgerinitiative 
schöpft den Instanzenzug voll aus

D er seit Jahren tobende juris­
tische Streit um den Stadt­

tunnel Feldkirch geht weiter. 
Die Bürgerinitiative „statt Tun­
nel“ zieht nun wie angekün­
digt vor den Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshof. Die 
Tunnelgegner, die nicht an die 
prognostizierte Verkehrsentlas­
tung glauben, schöpfen damit 
den innerstaatlichen Instanzen­
zug voll aus. „Wir geben nicht 
auf und sehen durchaus Chan­
cen“, gibt sich Initiativenspre­
cherin Friederike Egle kämp­
ferisch. Das ändert freilich 
nichts daran, dass das Land als 
Projektbetreiber wie angekün­
digt im Herbst mit den ersten 
vorbereitenden Bauarbeiten für 
das 253 Millionen Euro schwe­
re Infrastrukturprojekt starten 
wird. Da der außerordentlichen 
Revision nicht automatisch auf­
schiebende Wirkung zukommt, 
liegt nun wie berichtet ein gül­
tiger Baubescheid vor. 

„Kein faires Verfahren“. Noch feilt 
die Bürgerinitiative gemeinsam 
mit ihrer Anwältin, der ehema­
ligen liechtensteinischen Land­
tagsabgeordneten Andrea Matt, 
an der schriftlichen Ausarbei­
tung der Rechtsmittel, die spä­
testens am 2. August in Wien 
einlangen müssen.  Wo genau 
will die Bürgerinitiative nun 
einhaken? „Es geht im Wesent­
lichen um die Vorgehensweise 
beim UVP-Verfahren, die es 
Kritikern fast unmöglich macht, 
ihre Bedenken so vorzubringen, 
dass sie auch gehört werden“, 
erklärt Egle. Die Initiative sieht 
sich somit in ihrem Recht auf 
ein „faires Verfahren mit glei­
chen Mitteln“ verletzt und wird 
dies beim Verfassungsgerichts­
hof (VfGH) vorbringen. Beson­

ders eingeschossen hat sich die 
Initiative auf den Verkehrsgut­
achter Karl Schönhuber. Die 
Tunnelgegner halten den vom 
Bundesverwaltungsgericht 
bestellten Gutachter für befan­
gen. „Er hat bei den Vorberei­
tungen zum UVP-Verfahren des 
Stadttunnels mitgewirkt und 
bekommt regelmäßig Aufträge 
von der Landesregierung“, mo­
niert Egle. Das BVwG ist hinge­
gen zu dem Schluss gekommen, 
dass der Gutachter keineswegs 
befangen ist: „Der Umstand, 
dass ein Amtssachverständiger 
des Landes in einem Verfahren, 
in welchem das Land als Partei 
beteiligt ist, auftritt, stellt (...) 
keinen wichtigen Grund (...) 
dar, der geeignet ist, die volle 
Unbefangenheit des Amtssach­
verständigen in Zweifel zu set­
zen“, heißt es in dem 140-sei­
tigen Papier. 

Weiters stößt sich die Bür­
gerinitiative an der rechtlichen 
Auslegung der Alpenkonven­
tion, die unter anderem den 
Neubau von Transitstraßen 
durch die Alpen verbietet. 
Nach Meinung der Initiative 
fällt der Stadttunnel nämlich 
unter die Bestimmungen der 
Alpenkonvention, auch wenn 
es sich um keine hochrangige 
Straße handle.   Zudem sind die 
Tunnelgegner der Auffassung, 

dass die Bevölkerung unzurei­
chend beteiligt wurde. Auch 
die Begleitmaßnahmen, wie et­
wa Geschwindigkeitsbeschrän­
kungen, sind laut Egle nicht 
ausreichend geprüft worden. 

Reaktionen. Landesstatthalter 
Karl-Heinz Rüdisser reagiert 
relativ gelassen auf das Vorha­
ben der Bürgerinitiative. „Die 
Entscheidung ist zu akzeptie­
ren, wir haben schon damit 
gerechnet.“ Allerdings gibt er 
zu bedenken, dass jede wei­
tere Verzögerung eine Kosten­
steigerung bedeute. Dass der 
Beschwerde aufschiebende 
Wirkung zukommt, glaubt Rü­
disser nicht. „Erfahrungsgemäß 
wird so ein Antrag abgewiesen. 
Die ersten geplanten Baumaß­
nahmen und Ausschreibungen 
werden heuer jedenfalls wie 
geplant durchgeführt.“ 

Harsche Kritik kommt von­
seiten der Feldkircher FPÖ. 
Stadtrat Thomas Spalt wirft 
der Initiative vor, „bürgerfeind­
liche Verhinderungspolitik“ zu 
betreiben. Die Tunnelgegner 
würden eine weitere Verfah­
rensverzögerung „ganz bewusst 
provozieren“ und gegen die In­
teressen der verkehrsgeplagten 
Bevölkerung handeln.  
� Jörg Stadler

joerg.stadler@neue.at

FELDKIRCH

„Der vom Gericht 
bestellte Ver-
kehrsgutachter 
ist unserer Mei-
nung nach ein-
deutig befangen.“
Friederike Egle,  
Bürgerinitiative

Tunnelgegner ziehen wie  
angekündigt vor den 
Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshof. 
Landesstatthalter Rüdisser 
demonstriert Gelassenheit.


